
beide deutsche Staaten erklären ihre Bereitschaft zu Verhandlungen 
über die Abrüstung in Deutschland;

beide deutsche Staaten leisten feierlich Verzicht auf solche Maß­
nahmen, Gesetze und Anordnungen, die den Weg zur Überwindung der 
Spaltung und zur Wiedervereinigung blockieren, wie zum Beispiel ato­
mare Aufrüstung, Notstandsgesetzgebung usw. ;

die Regierungen beider deutscher Staaten treten in Verhandlungen mit 
dem Ziel ein, die Beziehungen zwischen den deutschen Staaten und 
ihren Bürgern zu normalisieren.

Beginnen sollten wir mit der Abrüstung in Deutschland.
Wir erinnern weiter daran, daß die Regierung der Deutschen Demo­

kratischen Republik Anfang dieses Jahres konstruktive Vorschläge zur 
Gewährleistung der europäischen Sicherheit unterbreitet hat. Mit dem 
Antrag auf Aufnahme der DDR in die Organisation der Vereinten Na­
tionen sind wir gleichzeitig für die Aufnahme gleichberechtigter Mit­
arbeit auch der westdeutschen Bundesrepublik in der UNO eingetreten.

Unsere vom Geist der Verantwortung für die Zukunft des deutschen 
Volkes getragene Initiative ist von der Führung der SPD bisher nicht 
unterstützt worden. Wenn versichert wird, die SPD sei für eine welt­
weite Abrüstung, so müßte die SPD vor allem für den Abzug der USA- 
Truppen aus Vietnam eintreten. Die USA-Aggression gegen das vietna­
mesische Volk erweckt nicht gerade den Eindruck, daß die Regierung 
der USA und die mit ihr durch dick und dünn gehende Bonner Re­
gierung eine weltweite Abrüstung im Sinn hätten.

Weltweite Abrüstung erfordert heute, dem konkreten Problem der 
Abrüstung der beiden deutschen Staaten und der Abrüstung und der 
Beseitigung der Gefahr eines atomaren Krieges in Europa nicht mehr 
auszuweichen. Beschäftigen wir uns daher mit den so notwendigen kon­
kreten Abrüstungsvereinbarungen der beiden deutschen Staaten. Sie 
tragen vor dem deutschen Volk und vor der ganzen Welt die Verant­
wortung dafür, daß vom deutschen Boden nie mehr ein Krieg ausgeht. 
Wir Deutschen müssen mit der Abrüstung beginnen. Das sind wir der 
Sache des Friedens schuldig.
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